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1. Europol: Gegenwärtiger rechtlicher Kontext

Zur Errichtung des Europäischen Polizeiamts (Europol) kam es infolge einer ehrgeizigen Idee 
Deutschlands von 1989, ein Polizeiamt mit erweiterten Kompetenzen zu schaffen. Europol 
wurde auf der Grundlage von Artikel K 1 Absatz 9 des Vertrages von Maastricht errichtet. 
Das Amt, das anfangs die Bezeichnung Europol-Drogeneinheit (EDU) trug, nahm am 
3. Januar 1994 die Arbeit auf. Deren Tätigkeit war zunächst auf die Drogenbekämpfung 
beschränkt. Im Laufe der Zeit dehnte sich die Zuständigkeit jedoch auf immer mehr 
kriminelle Handlungen aus. Europol wurde mit dem am 26. Juli 1995 unterzeichneten 
Europol-Übereinkommen1 errichtet und nahm die Arbeit am 1. Juli 1999 auf. Das Amt hat 
seinen Sitz im niederländischen Den Haag. Es ist mit Rechtspersönlichkeit2 ausgestattet; sein 
Auftrag besteht in der Verbesserung der Effizienz der zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
und ihrer Zusammenarbeit bei der Verhinderung und Bekämpfung aller schweren Formen der 
organisierten internationalen Kriminalität und des Terrorismus.

Mit dem Vertrag von Amsterdam (Artikel 30 Absatz 2) wurde Europol ein privilegierter 
Stellenwert beim Informationsaustausch zwischen den Polizeikräften eingeräumt. Fünf Jahre 
nach dem Vertrag von Amsterdam war es notwendig, Europol zu ermöglichen, die 
Ermittlungsarbeit der zuständigen Behörden zu erleichtern und zu unterstützen und 
Hilfestellung bei der Koordination der operativen Maßnahmen zu geben, die von den 
gemeinsamen Ermittlungsgruppen, in denen die Europolvertreter eine unterstützende Rolle 
spielen, durchgeführt werden3. In der konsolidierten Fassung des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV)4 erscheint Europol als Teil der polizeilichen und justiziellen 
Zusammenarbeit in Bezug auf die Kriminalität. 

Von Anfang an spielte Europol eine informierende, unterstützende und analysierende Rolle. 
Seit dem Übereinkommen wurden an Europol notwendige Veränderungen vorgenommen, die 
die Ausarbeitung von drei Zusatzprotokollen erforderlich machten5. Die Ratifizierung dieser 
Protokolle durch die EU-Mitgliedstaaten wurde erst im letzten Monat abgeschlossen, und 
diese Protokolle werden spätestens im April 2007 in Kraft treten6. Das Verfahren zur 
Überarbeitung des Europol-Übereinkommens mittels Protokollen macht die Ratifizierung 
durch alle Mitgliedstaaten erforderlich, wodurch es sich um ein besonders langes und 
schwerfälliges Verfahren handelt. Für jede Änderung des Europol-Übereinkommens werden 
mindestens vier Jahre benötigt.

2. Position des Europäischen Parlaments zu Europol: seine Forderungen seit 1998

  
1 Rechtsakt des Rates vom 26. Juli 1995 über die Fertigstellung des Übereinkommens aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags über die 
Europäische Union über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen), ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 2.
2 Ebenda, Artikel 26 Absatz 1.
3 Rahmenbeschluss des Rates Nr. 2002/465/JI vom 13. Juni 2002 über gemeinsame Ermittlungsgruppen, ABl. L 162, 20.6.2002, S. 1.
4 ABl. C 325, 24.12.2002, S. 1.
5 Europol-Protokolle: Protokoll zur Änderung von Artikel 2 und des Anhangs des Europol-Übereinkommens, ABl. C 358 vom 13.12.2000, 
S. 1; Protokoll über die Vorrechte und Immunitäten für Europol, die Mitglieder der Organe, die stellvertretenden Direktoren und die 
Bediensteten von Europol, ABl. C 312 vom 16.12.2002, S. 1; Protokoll zur Änderung des Europol-Übereinkommens vom 27. November 
2003, ABl. C 2 vom 6.1.2004, S. 3.
6 ABl. L 41 vom 13.2.2007, S. 21.
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Das Europäische Parlament ist der Auffassung, dass die Errichtung von Europol eine 
notwendige Maßnahme für den Kampf gegen das organisierte Verbrechen in der EU ist, und 
hat stets alle Maßnahmen zur Verbesserung dieser Organisation unterstützt. Es hat aber auch 
mehrfach betont, dass die Ausübung polizeilicher Aufgaben in einem Rechtsstaat 
parlamentarischer Kontrolle unterliegen muss, während das Europol-Übereinkommen 
lediglich vorsieht, dass dem Parlament ein jährlicher Tätigkeitsbericht übermittelt wird. Das 
Europäische Parlament hat sich ständig für die Integration von Europol in den institutionellen 
Rahmen der EU eingesetzt. Es hat diesbezüglich auch gefordert, Europol der demokratischen 
Kontrolle durch das Parlament7, der gerichtlichen Kontrolle durch den Gerichtshof und der 
Finanz- und Haushaltskontrolle gemäß den üblichen einschlägigen Bestimmungen der EU zu 
unterziehen. In mehreren Entschließungen des Europäischen Parlaments wurde empfohlen, 
Europol zu vergemeinschaften8. 

Das Europäische Parlament hat wiederholt die Schwerfälligkeit der Verfahren zur Änderung 
des Europol-Übereinkommens angeprangert, die die Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten 
erfordern und zu einer Verzögerung des Inkrafttretens der neuen Bestimmungen führen. Es 
hat mehrmals gefordert, stattdessen auf Beschlüsse des Rates auf der Grundlage von
Artikel 34 Absatz 2 EUV zurückzugreifen9. Daher hat der Berichterstatter den Vorschlag der 
Europäischen Kommission vom 20. Dezember 2006 für einen Beschluss des Rates zur 
Errichtung des Europäischen Polizeiamts, der darauf abzielt, Europol einen Rechtsrahmen zu 
geben, der den veränderten Gegebenheiten besser angepasst ist, aus ganzem Herzen begrüßt. 
Der Berichterstatter hält es jedoch für erforderlich, dass Änderungen vorgenommen werden, 
die unabdingbar sind, um eine wirksame demokratische Kontrolle dieser neugeordneten 
Organisation sicherzustellen. Eine genauere Bezugnahme ist im folgenden Abschnitt 
enthalten.

3. Neues Szenario für Europol

Die Notwendigkeit einer neuen Rechtsgrundlage für Europol war immer wieder Gegenstand 
von Vorschlägen und Initiativen, vor allem über das Europäische Parlament. So wurde 2002 
- anlässlich der Vereinbarung über die drei Protokolle zur Änderung des Europol-
Übereinkommens - eine Untersuchung über die Möglichkeit, dieses Übereinkommen durch 
ein anderes Rechtsinstrument zu ersetzen, eingeleitet. Der österreichische Ratsvorsitz 
veranstaltete eine umfassende Konsultation, und die Arbeitsgruppe Freunde des Ratsvorsitzes
erarbeitete im Mai 2006 ein Orientierungsdokument, in dem Lösungen vorgestellt wurden, um 
die Arbeitsweise von Europol zu verbessern10.
Der Rat „Justiz und Inneres von Juni 2006 empfiehlt in seinen Schlussfolgerungen zur 
Zukunft von Europol, dass die zuständigen Ratsgremien anfangen sollten „zu prüfen, ob und 
wie sich das Europol-Übereinkommen gemäß Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c EUV bis 

  
7 Siehe die Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat zu Europol: Stärkung der parlamentarischen Kontrolle und Erweiterung der 
Befugnisse (ABl. C 219 vom 30.7.1999, S. 101).
8 Siehe die Empfehlung des Europäischen Parlaments vom 30. Mai 2002 zur künftigen Entwicklung von Europol und zu seiner vollen 
Integration in das institutionelle System der Europäischen Union (ABl. C 187 E vom 7.8.2003, S. 144) und seine Empfehlung vom 
10. April 2003 zu der künftigen Entwicklung von Europol (ABl. C 64 E vom 12.3.2004, S. 588).
9 Siehe Buchstabe E der Empfehlung des Europäischen Parlaments vom 30. Mai 2002 zur künftigen Entwicklung von Europol und zu seiner 
vollen Integration in das institutionelle System der Europäischen Union (ABl. C 187 E vom 7.8.2003, S. 144).
10 Bericht der „Freunde des Vorsitzes“ über die Zukunft von Europol, CS_2006_09184_Option Paper AT.
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1. Januar 2008 oder baldmöglichst danach durch einen Beschluss der Rates ersetzen lässt, 
wenn möglich auf der Grundlage einer konkreten Initiative oder eines konkreten Vorschlags“.

Erste Bewertung des Inhalts des Kommissionsvorschlags
Der von der Europäischen Kommission im Dezember 2006 vorgelegte Vorschlag11 zielt 
darauf ab, Europol auf der Grundlage eines Ratsbeschlusses zu errichten, der alle in die drei
Protokolle aufgenommenen Änderungen sowie weitere Verbesserungen enthält, die es 
Europol ermöglichen, den neuen Herausforderungen gerecht zu werden und die Wirksamkeit 
seiner Unterstützung für die Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten zu erhöhen. Die 
Rechtsgrundlage, auf die dieser Beschluss des Rates beruht, ist Artikel 34 Absatz 2 
Buchstabe c EUV. Artikel 34 EUV schließt aus, dass die Beschlüsse des Rates unmittelbar 
wirksam sind. Die Mitgliedstaaten müssten entscheiden, ob zusätzliche 
Umsetzungsmaßnahmen erforderlich sind, um einem Beschluss des Rates Wirkung zu 
verleihen. In Zukunft müsste bei Änderungen eines solchen Beschlusses den Staaten eine 
gewisse Zeit für die Änderung ihrer nationalen Gesetzgebungen eingeräumt werden (siehe 
hierzu den Beschluss des Rates für Eurojust12). Laut Artikel 34 EUV werden Maßnahmen zur 
Durchführung der Beschlüsse des Rates im Rat mit qualifizierter Mehrheit angenommen. 
Artikel 35 EUV legt die Regeln für die Zuständigkeit des Gerichtshofs fest, die automatisch 
für alle Beschlüsse des Rates gelten, die auf der Grundlage von Artikel 34 EUV angenommen 
wurden, also auch für das Europol-Übereinkommen, wenn dieses durch einen Beschluss des 
Rates ersetzt wird13. 

Mit diesem Beschluss des Rates erhält Europol den Status einer Agentur der Europäischen 
Union14. Daraus resultieren zwei sehr wichtige Dinge, nämlich die Finanzierung von Europol 
aus dem Gemeinschaftshaushalt15 und die Anwendung des Statuts der Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften auf das Personal von Europol16. Die Tatsache, dass das 
Tätigwerden des Amts nicht mehr an das Vorhandensein einer organisierten kriminellen 
Struktur gebunden ist17, und die Erweiterung des Mandats von Europol18 sind zwei für die 
Tätigkeit von Europol sehr effektive Wirkungen. Der gegenwärtige Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates beinhaltet auch Regelungen zu den gemeinsamen Ermittlungsgruppen, 
zur Einleitung von Ermittlungen und zur Geldwäsche19. Sehr positiv ist auch die Aufnahme 
der Bestimmung über den Zugang zu den Dokumenten von Europol nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates20. Was den 
Datenschutz anbelangt, so sieht der gegenwärtige Beschluss erfreulicherweise auch die 
Ernennung eines unabhängigen Datenschutzbeauftragten bei Europol vor21. Das kann dem 
Vertrauen der Mitgliedstaaten in Europol nur zuträglich sein. Schließlich wurden bei der 

  
11 Beschluss des Rates zur Errichtung des Europäischen Polizeiamts (Europol), KOM(2006) 817.
12 ABl. L 63 vom 6.3.2002.
13 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Erwägungsgrund 22
14 Ebenda, Erwägungsgrund 5.
15 Ebenda, Erwägungsgrund 3 und Artikel 41. Die Direktzahlungen der Mitgliedstaaten werden durch den Gemeinschaftshaushalt ersetzt. Die 
entsprechenden Beträge wurden schon im Finanzrahmen 2007-2013 angesetzt: 82 Mio. EUR für 2010 und bis zu 85 Mio. EUR im Jahr 2013, 
KOM_SEK(2006)1683, S. 5.
16 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Artikel 38
17 Vgl. Artikel 2 Absatz 1)des Europolübereinkommens, ABl. C 316 vom 27.11.1995, und die Artikel 3 und 4 des Beschlusses des Rates 
(Europol), KOM(2006) 817.
18 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Anhang I.
19 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Artikel 6 und 7 bzw. Erwägungsgrund 9.
20 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43. Siehe Beschluss des Rates zur Errichtung des Europäischen Polizeiamts (Europol), KOM(2006) 817, 
Artikel 45.
21 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Artikel 27.
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Ausarbeitung dieses Beschlusses auch die Grundsätze der Subsidiarität (Artikel 2 EUV und 
Artikel 5 EGV) und der Verhältnismäßigkeit beachtet22.

In Artikel 39 EUV wird Bezug auf die Rolle des Europäischen Parlaments genommen. In der 
Tat ist dort geregelt, dass das Europäische Parlament immer angehört werden muss, wenn der 
Rat Durchführungsmaßnahmen für einen Beschlusses des Rates annehmen muss. Diese Regel 
würde auch für einen Beschluss des Rats von Europol gelten. Die Mitwirkung des 
Europäischen Parlaments am Verfahren der Beschlussfassung zur Festlegung des 
Haushaltplans von Europol trägt zur Stärkung der demokratischen Kontrolle dieser 
Organisation bei. 
Allerdings wirft die parlamentarische Kontrolle über Europol zwei Fragen auf, auf die in dem 
neuen Beschluss nicht eingegangen wird: 
- die Kontrolle der Annahme eines Beschlusses des Rates und dessen späterer Änderungen 
durch die einzelstaatlichen Parlamente und das Europäische Parlament darf nicht geringer sein 
als die Kontrolle der Änderungen des Übereinkommens (ein Protokoll, das ratifiziert werden 
muss). Die Mitgliedstaaten müssen darüber diskutieren, wie ihre nationalen Parlamente in die 
Annahme von Änderungen eines Beschlusses des Rats von Europol einbezogen werden;
- eine geeignete Initiative könnte die Einrichtung eines gemeinsamen Ausschusses des 
Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente23 für die Kontrolle über die Tätigkeit 
von Europol sein. 
Im jetzigen Beschluss ist die Bezugnahme auf die parlamentarische Kontrolle außer bezüglich 
des Haushalts auf Artikel 47 beschränkt, demzufolge der Vorsitzende des Verwaltungsrats 
und der Direktor von Europol vor dem Europäischen Parlament auftreten können, um 
allgemeine Europol betreffende Fragen zu erörtern. Das Europäische Parlament wird nur bei
einer Entlassung des Direktors oder von stellvertretenden Direktoren von Europol durch den 
Rat angehört24. 

Schlussfolgerung

Die Europäische Union glaubt weiter an das Prinzip der Souveränität und an feste 
Partnerschaften, die durch neue Organisationen und Initiativen unterstützt werden. Der 
Glaube an die Zukunft Europols und die Unterstützung dafür bleibt gerade jetzt, da diese 
Organisation letztendlich rechtlich und operativ erneuert wird, stark. Zu wünschen wären 
jedoch Verbesserungen in Bezug auf die demokratische Verantwortung Europols gerade nach 
der Erweiterung seiner operativen Befugnisse. Die Gewährung angemessener operativer 
Befugnisse und die Verbesserung der demokratischen Kontrolle müssen Hand in Hand gehen.

  
22 Ebenda, Erwägungsgrund 24.
23 Siehe A5-0108/2004 (5438/2004 – C5-0059/2004 – 2004/0806(CNS)).
24 Beschluss des Rates (Europol), KOM(2006) 817, Artikel 37 Absatz 7.


